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Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
 
Ich beantworte die an mich gerichtete schriftliche parlamentarische  
Anfrage Nr. 4696/J des Abgeordneten Dr. Andreas F. Karlsböck und weiterer 
Abgeordneter nach den mir vorliegenden Informationen wie folgt: 
 
 
Fragen 1 bis 4 und 6 bis 9:  
In Beantwortung der vorliegenden parlamentarischen Anfrage verweise ich auf die 
beiliegende Stellungnahme der Burgenländischen Gebietskrankenkasse (BGKK). 
 
Zu Frage 8 ist zur Klarstellung ergänzend noch Folgendes festzuhalten: 
Selbstverständlich ist es auch meinem Ressort als Aufsichtsbehörde über die Träger 
der gesetzlichen Krankenversicherung ein Anliegen, dass jeder 
Krankenversicherungsträger, welcher ein Ambulatorium als eigene Einrichtung 
betreibt, diesbezüglich rentabel gebart. Darauf hat jeder Versicherungsträger im 
Hinblick auf die Verpflichtung zum sorgsamen Umgang mit den 
Sozialversicherungsbeiträgen Bedacht zu nehmen.  
 
Muss festgestellt werden, dass die entsprechende Rentabilität nicht erreicht wird, so 
sind daraus Konsequenzen zu ziehen. Diese können darin bestehen, dass 
Maßnahmen zur Rentabilitätssteigerung gesetzt werden, oder auch darin, dass das 
nicht rentable Ambulatorium nicht weiter betrieben wird.  
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Die Entscheidung über die bevorzugte Vorgangsweise hat der jeweilige 
Versicherungsträger im Rahmen der ihm vom Gesetzgeber eingeräumten 
Selbstverwaltung in Eigenverantwortung zu treffen. 
 
Frage 5: 
Die – aus einer verkürzten Darstellung heraus missverständliche – Antwort der 
Burgenländischen Gebietskrankenkasse ist aus Sicht meines Ressorts dahingehend zu 
präzisieren, als die Zahnambulatorien der Krankenversicherungsträger – wie bei 
gleichartigen Leistungen der in einem Vertragsverhältnis stehenden Zahnarztpraxen – 
unecht steuerbefreit sind. Die Vertragsärztinnen/-ärzte erhalten als Kompensation 
aufgrund der Umstellung auf die unechte Steuerbefreiung über das Gesundheits- und 
Sozialbereich-Beihilfengesetz (GSVG 1996) Ausgleichszahlungen. 
Für Leistungen an Privatpatient/inn/en sowie für außervertragliche Leistungen 
(beispielsweise Kronen) in Zahnambulatorien haben die Sozialversicherungsträger an 
die Finanzverwaltung ein sogenanntes Beihilfenäquivalent (entspricht einer 
durchschnittlichen Vorsteuerbelastung) abzuführen bzw. gegenzurechnen. 
Ein Wettbewerbsvorteil gegenüber niedergelassenen Zahnarztpraxen ist daher nicht 
gegeben. 
 
 
 
 
 

Dr.in Sabine Oberhauser 
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